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Zu den §§ 33 und 34 des niederöſterreichiſchen 
Waſſerrechtsgeſetzes. 


In einem concreten Falle haben die Fragen: 

1. Ob die ſonſt nach dem Geſetze zur Ertheilung von Waſſer⸗ 
benützungsrechten berufene Behörde zur Wahrung des von ihr als berührt 
angenommenen öffentlichen Intereſſes auch zum Zwecke der möglichſt 
gleichmäßigen Aufrechthaltung der gewöhnlichen Waſſerverſorgung einer 
Gemeinde, ohne das Ergebniß der im Sinne des § 34 des nied.⸗öſterr. 
Waſſerrechtsgeſetzes einzuleitenden ordentlichen Verhandlung und das im 
Grunde derſelben zu ſchöpfende Erkenntniß abzuwarten, eine ſofort 
vollſtreckbare Verfügung im Sinne des § 33 des nied.⸗öſterr. Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes treffen kann? und 

2. Ob diejenige Gemeinde, zu deren Gunſten die Verfügung ge⸗ 
troffen und ausgeführt wurde, zur Entſchädigung an die betroffenen 
Waſſerrechtsintereſſenten verpflichtet iſt? 
zu lebhaften Controverſen Anlaß gegeben. 

Nachdem nun der fragliche Streit kaum zu einer behördlichen 
Endentſcheidung gelangen, ſondern aller Wahrſcheinlichkeit nach durch 
einen Vergleich ausgetragen werden wird, ſo ſoll durch die nachfolgenden 
Erörterungen die theoretiſche Beſprechung dieſer wichtigen Fragen durch 
die fachwiſſenſchaftliche Publiciſtik angeregt werden. 

Ad 1. Der bloße Wortlaut der 88 33 und 34 des nied.⸗öſterr. 
Waſſerrechtsgeſetzes ſpricht für die Verneinung der erſten Frage; denn 


| 
die Veranlaſſung und die Vorausſetzungen der Anwendbarkeit, die zur 
| Anwendung berufenen Organe und Behörden, das Verfahren und die 
rechtliche Natur des Erkenntniſſes erſcheinen in beiden Fällen ausdrücklich 
ſo verſchieden namhaft gemacht, daß es den Anſchein hat, eine wie 
immer geartete Bereinigung ſei unbedingt ausgeſchloſſen. 
Eine eingehendere Betrachtung führt aber zu anderen Reſultaten. 
Es kann gewiß nicht beſtritten werden, daß die Competenz, welche 
das Geſetz der Ortspolizeibehörde oder dem Vorſtande eines Gemeinde⸗ 
gebietes in waſſerrechtlichen Fragen einräumt, auch und zwar in noch 
höherem Maße den ſonſt nach dem Geſetze zur Ertheilung von Waſſer⸗ 
| benützungsrechten berufeuen Behörden zuiteht und daß ſohin dieſe letzteren 
auch ſelbſt und unmittelbar Verfügungen wie die des § 33 des nied.⸗ 
öſterr. Waſſerrechtsgeſetzes erlaſſen können, und zwar, fei es von 
Amtswegen oder über Anrufung und ſei es, weil die zunächſt berufenen 
Organe ſelbſt nicht einſchreiten wollen oder können, was insbeſondere 
dann zutreffen wird, wenn die Verfügung nicht in dem bedrohten 
Gemeindegebiete ſelbſt vollſtreckbar iſt. 

Ebenſo gewiß wird auch nicht beſtritten werden können, daß das 
den Ortſchaften und Gemeinden im § 34 des nied.⸗öſterr. Waſſerrechts⸗ 
geſetzes eingeräumte Expropriationsrecht ſich nicht blos auf das einmalige 
Zuſtandekommen der Waſſerverſorgung einſchränken läßt, ſondern auch 
auf alles Dasjenige ausgedehnt werden muß, was die möglichſt gleich⸗ 
mäßige Aufrechthaltung dieſer Waſſerverſorgung bezweckt und auf die 
Inanſpruchnahme von Privatgewäſſern oder Waſſerbenützungsrechten 
ſich bezieht. 

Wenn es ſich zum Zwecke der möglichſt gleichmäßigen Aufrecht⸗ 
haltung der Wafjerverforgung der nach § 34 des nied.⸗öſterr. Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes privilegirten Ortſchaften oder Gemeinden um dauernde 
Vorkehrungen handelt, ſo wird ohnehin Niemand darau zweiſeln, daß 
der citirte 8 34 ohneweiters zur Anwendung gelangen kann. 

- Biweifelhafter erſcheint es nur, wenn es ſich lediglich um vorüber⸗ 
gehende Vorkehrungen handelt. Aber auch diesfalls ſchwindet jeder Zweifel, 
wenn man Folgendes in Erwägung zieht. 

Die Waſſerverſorgung einer Ortſchaft oder Gemeinde, ſie mag 
unter Anwendung des § 34 1. e. zu Stande gekommen fein oder nicht, 
kann ſo geartet ſein und rückſichtlich es können nach ihrem Zuſtandekommen 
ſolche Verhältniſſe eintreten, daß ſie, wenngleich nur vorübergehend, un⸗ 
zureichend werden kann. 

In Erkenntniß deſſen kann die betroffene Ortſchaft oder Gemeinde 
zweifellos von dem Rechte des $ 34 1. C. dahin Gebrauch machen, daß 
ihr zum Zwecke der Beſeitigung der befürchteten vorübergehenden Waſſer⸗ 
noth, alſo zum Zwecke der Aufrechthaltung der gewöhnlichen, als noth⸗ 
wendig bereits anerkannten oder anzuerkennenden Wafferverſorgung, das 
Recht auf die fallweiſe Benützung von Privat⸗ oder öffentlichen Gewäſſern 
unter temporärer Aufhebung oder Schmälerung der darauf beſtehenden 
Waſſerbenützungsrechte gegen angemeſſene, von Fall zu Fall auszumittelnde 
Entſchädigung (mit oder ohne vorherige Sicherſtellung) zuerkannt werde. 

Die nachträgliche Ermittlung und Feſtſtellung der Entſchädigung 
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durch die competente politiſche Behörde erſcheint eben dann zuläffig, | den erwähnten Hofraum grenzenden Theiles der alten Straßenparcelle 
wenn fie als Ausfluß des Zwangsrechtes principiell feſtſteht, aber erſt denſelben zu verbauen ſich anſchickte, wodurch ſowohl der Ausgang, als 
nach der Ausübung des Zwangsrechtes ziffermäßig beſtimmbar iſt. das Ableiten des Abfallwaſſers unmöglich gemacht wurde, belangte ihn 
(Vergleiche die Eutſch. des Ackerbaumin. vom 22. November 1876, der Eigenthümer des Hauſes Nr. 31 mit der actio confessoria und 
3. 12.420, in der Z. f. V. 1877, Nr. 22.) ſtellte das Begehren um Erkenntniß: Er habe als Beſitzer des Hauſes 

Muß es aber für zuläſſig erkannt werden, daß in Vorſorge für Nr. 31 der J.gaſſe das Recht des freien Ausgangs aus dieſer Realität 
Eventualitäten der angedeuteten Art ein Expropriationserkenntniß in nach der G.gaſſe (in ihrem neuen Laufe) auf den dem Beklagten eigen⸗ 
der eben erwähnten Weiſe erwirkt werden kann, jo muß es auch für thümlichen Theil der Straßenparcelle Nr. 460, ſowie des Gehweges 
zuläſſig erkannt werden, ein gleiches Erkenntniß von Fall zu Fall über dieſen Grundtheil in gerader Richtung nach der (gegenwärtigen) 
zu erwirken. Ö.gaffe, ferner das Recht der Ableitung des Brunnen⸗, Dach- und Hof- 

Nun kann es aber geſchehen, daß die fallweiſe Erlangung eines abfallwaſſers aus der klägeriſchen Realität über dieſen Grundtheil nach 
ſolchen Erkenntniſſes die Erreichung des Zweckes ganz oder theilweiſe der G.gaffe erſeſſen, der Beklagte ſei ſchuldig, dieſes klägeriſche Servi⸗ 
unmöglich macht, weil das Verfahren ein zeitraubendes iſt und mittler⸗ tutsrecht anzuerkennen und deſſen Ausübung für den Kläger und deſſen 
weile die Waſſernoth wieder anderweitig behoben ſein kann. Beſitznachfolger zu geſtatten. 

Eine ſolche vorübergehende Waſſernoth einer Ortſchaft oder Ge⸗ Dieſem Klagebegehren wurde von der erſten Juſtanz vollinhaltlich 
meinde kann nun auch das öffentliche Intereſſe beeinfluſſen oder nicht; ſtattgegeben aus nachſtehenden Gründen: Durch die über Antrag des 
mit anderen Worten, ihre Behebung und, was hier gleichbedeutend iſt, Klägers zum ewigen Gedächtniſſe vernommenen Zeugen iſt erwieſen, daß 
die möglichſt gleichmäßige Aufrechthaltung der gewöhnlichen Waſſerver⸗ der Kläger und deſſen Beſitzvorgänger den in der Klage näher bezeich- 
ſorgung der betroffenen Ortſchaſt oder Gemeinde kann auch im öffent⸗ neten, in Folge Kaufvertrages mit der Stadtgemeinde nunmehr dem 
lichen Intereſſe gelegen ſein und rückſichtlich von demſelben dringend Beklagten gehörigen Theil der Straßenparcelle Nr. 460 ſchon ſeit mehr 
gefordert werden. als 40 Jahren zum Ausgange aus dem Haufe Nr. 31 der K.gaffe in 

Wird dies Letztere nach dem hiefür allein maßgebenden freien | die G.gaſſe, dann zur Ableitung des Brunnen⸗, Dach⸗ und Hofabfall⸗ 
Ernieſſen der Behörde anerkannt, dann iſt eben die Eingangs aufgeſtellte waſſers benützt haben, und durch den gerichtlichen Augenſchein tft darge⸗ 
erſte Frage acut geworden und Niemand dürfte es verantworten wollen, than, daß auch die gegenwärtige factiſche Situation mit den diesbezüg⸗ 
dieſelbe zu verneinen. lichen Angaben des Klägers übereinſtimmt. Da nach dem Inhalte der 

Das, was die competente Behörde, wenn es ſich lediglich um das Zeugenausſagen alle nach SS 1452, 1460 — 1467 und 1470 a. b. G. B. 
Intereſſe einer Ortſchaft oder Gemeinde und nicht auch um das öffent⸗ zur Erſitzung erforderlicher Momente gegeben ſind, ſo liegt erwieſen 
liche Intereſſe handelt, nach ordentlichem Verfahren und unter e vor, daß Kläger die im Petite bezeichnete Servitut durch Erſitzung 


der Rechtsmittel mit aufſchiebender Wirkung auszuſprechen und zu ver⸗ erworben hat. Daß trotz der durch die ganze Erſitzungszeit ausgeübten 
fügen berechtigt erſcheint, das muß fie, wenn nach ihrem diesfalls allein Benützung eine Servitut nicht erworben worden fein ſoll, vermeint der 
maßgebenden freien Ermeſſen das öffentliche Intereſſe es dringend ge⸗] Beklagte damit zu begründen, daß der Grundtheil, um deſſen Benützung 
bietet, auch ohne vorheriges ordentliches Verfahren und mit Ausſchluß es ſich handelt, vor dem Ankaufe durch ihn (Beklagten) ein Theil 
der aufſchiebenden Wirkung der an ſich zuläſſigen Rechtsmittel zu ver⸗ der Straßenparcelle Nr. 460, alſo öffentliches Gemeindegut, geweſen ſei, 
fügen berechtigt ſein. und daß an einem ſolchen öffentlichen, jedem Gemeindeaugehörigen zur 


Eine derartige Verfügung iſt aber dann nichts Anderes, als ein Benützung freiſtehenden Grunde überhaupt eine Servitut niemals erworben 


im Intereſſe der durch die Waſſernoth zunächſt betroffenen Ortſchaft oder werden könne. Dieſe Einwendung kann jedoch nicht ihrem vollen Um⸗ 
Gemeinde anticipirtes Expropriationserkenntniß mit dem (ausdrücklichen fange nach als ſtichhältig bezeichnet werden. Es iſt allerdings richtig, daß 
oder ſtillſchweigenden) Vorbehalte des Ausſpruches über die Eutſchädigung an einem als öffentliche Straße dienenden Grunde von einem Privaten 
der dadurch Betroffenen im Sinne des § 34 des niederöſterreichiſchen während der Zeit, als dieſer Grund öffentliches Gut iſt, kein ſeparates, 
Waſſerrechtsgeſetzes und gleichzeitig und unter Einem eine durch das die Benützung durch die übrigen Gemeindeangehörigen ausſchließendes 
öffentliche Intereſſe gebotene, unverzüglich vollſtreckbare Verfügung im Gebrauchsrecht erſeſſen werden kann, da ein derartiger Rechtserwerb mit 


Sinne des § 33 des niederöſterreichiſchen Waſſerrechtsgeſetzes. der Eigenſchaft und dem Weſen des öffentlichen Gutes im Widerſpruche 
Hieraus ergeben ſich die Grundſätze für das der Verfügung nach⸗ ſteht und auch mit den diesſälligen Vorſchriften nicht vereinbar iſt. 
folgende inſtanzmäßige Verfahren von ſelbſt. Wenn jedoch ein ſolcher Grundtheil aufhört, öffentliches Gut zu ſein, 
Ad 2. Anlangend die zweite Eingangs aufgeſtellte Frage, ſo und im Wege gewöhnlichen Kaufes in das Eigenthum einer Privat⸗ 


kann dieſelbe im Grunde der Beſtimmungen des § 34 des niederöſter⸗ 
reichiſchen Waſſerrechtsgeſetzes und der Analogie nach dem, dem 8 33 
1. C. gleichartigſten Falle des § 45 des niederöſterreichiſchen Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes und im Hinblicke auf die ausdrückliche Anordnung der Landes⸗ 
waſſerrechtsgeſetze für Kärnten § 34 und Krain $.20 nur bejahend 
beantwortet werden. Dr. Joh. Bouſek, Advocat in Wr. ⸗Neuſtadt. 


perſon übergeht, ſo dürſen Diejenigen, welche der Benützung desſelben bei 
der Bewirthſchaftung ihres Beſitzthumes, bei der Ausübung ihrer dies⸗ 
bezüglichen Rechte bedurften, nicht beeinträchtigt und ihrer Benützungs⸗ 
rechte nicht verluſtig werden, weil die Gemeinde für gut befunden hat, 
ſich eines Theiles der öffentlichen Straße zu entäußern und denſelben 
einem Privatbeſitzthume einzuverleiben. Wenn bei einer Realität ein 
ſolches Bedürfniß in Anſehung der Straßenbenützung beſtand und letztere 
factiſch wie ein Recht von allen jeweiligen Beſitzern ausgeübt wurde, 
fo muß ſich auch ein der Gemeinde im Beſitze Nachſolgender diefe Be⸗ 
nützung gefallen laſſen und kann ſich nicht darauf berufen, daß der 
Grund deshalb von allen derlei Laſten frei ſein muß, weil er früher 
An öffentlichem Gute können Dienſtbarkeiten durch Erſitzung | Theil des öffentlichen Gutes war. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


erworben werden, jedoch nur dann, wenn die Benützungsweiſe Daß dingliche Rechte von Privatperſonen an Liegenſchaften des 
nicht in den We des Jedermann zustehenden Usus publieus ffentlichen Gutes beſtehen können und beim Aufhören der Eigenſchaſt 

e: Be eines öffentlichen Gutes beachtet werden müſſen, geht aber auch aus 
ſpeciellen Geſetzbeſtimmungen hervor, und zwar aus § 20 des Geſetzes 
vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 96, wonach bei der Ergänzung 
eines Grundbuches durch Eintragung einer bisher in keinem öffentlichen 
Buche eingetragenen, zum öffentlichen Gute gehörigen Liegenſchaft die 
Einleitung des Richtigſtellungsverfahrens dann unterbleiben darf, wenn 
aus den notoriſchen oder in glaubwürdiger Weiſe beſcheinigten Umſtänden 


Ju der Stadt G. war durch Ueberwölbung eines früher frei 
dahinfließenden Baches ein Straßenterrain entſtanden, auf welches die 
Straße, welche ehemals am Bachufer entlang geſührt hatte, verlegt wurde. 
Das alte Straßenterrain war von der Stadtgemeinde parcellirt und als 
Baugrund an Private veräußert worden. Der Beſitzer des Hauſes Nr. 31 
in der J.gaſſe, welches mit feinem Hofraume an die vorbeſtandene 
und durch die Ueberwölbung verlegte G.gaſſe ſtößt, hatte in der Ein⸗ hervorgeht, daß dritten Perſonen keine dinglichen Rechte auf dieſe Liegen⸗ 
friedung dieſes Hofraumes eine Thüre unterhalten, durch welche die ſchaſt zuſtehen. Die Einwendungen des Beklagten erſcheinen daher unbe⸗ 
Bewohner ſeines Hauſes direct in die G.gaſſe aus⸗ und eingingen; gründet und iſt dem Klagebegehren unbedingt ſtattzugeben. 
auch beſtand ein Abzugscanal für Ablauſwaſſer aus dem Hofraume Das Oberlandesgericht beſtätigte das erſtrichterliche Urtheil in dem 
unter der alten Straße weg zum Bache. Als nun der Käufer des an auf das Ablaufwaſſer ſich beziehenden Theile; dagegen wurde das Klage⸗ 


— 161 — 


begehren, ſoweit es die Dienſtbarkeit des freien Ausganges zum Öegen- e von den Eigenthümern des Hauſes Nr. 31 in der J.gaſſe in dieſer 
ſtande hat, abgewieſen aus nachfolgenden Gründen: Durch die Zeugen⸗ Art benützt wurde, mit Recht nur die Ausübung des öffentlichen Gebrauchs⸗ 
ausſagen iſt erwieſen, daß Kläger und deſſen Beſitzvorgänger ſchon ſeit rechtes, wie ſolches jedem Gemeindeinſaſſen zuſteht, nicht aber die Aus⸗ 
mehr als 40 Jahren die 1883 in den Privatbeſitz des Beklagten übung eines auf privatrechtlichem Titel beruhenden Rechtes erblickt. 
übergegangene Straßenparcelle Nr. 460 ſowohl zum Austritte aus dem Dieſe Anſchauung kann auch dadurch nichts an ihrer Begründung ver⸗ 
Haufe Nr. 31 der J.gaſſe in die G.gaſſe, als auch zur Ableitung des lieren, daß die Eigenthümer des fraglichen Hauſes einen beſonderen 
Brunnen⸗, Dach⸗ und Hofabfallwaſſers in den Bach benützt haben. Dem Ausgang an demſelben angebracht haben, um hiedurch in die G.gaſſe 
Kläger müßten ſomit die angeſprochenen Servituten gemäß §8 1452, zu gelangen, indem der Umfang der Benützung eines öffentlichen Gutes 
1460 — 1467 und 1476 a. b. G. B. aus dem Titel der Erſitzung ſich eben auch nach den Bedürfniſſen der Bewohner richtet und die 
dann zugeſprochen werden, falls die für die Entſcheidung des vorliegen⸗ Anwohner einer Straße ſelbſtverſtändlich das Bedürfniß haben, aus 
den Rechtsſtreites ausſchlaggebende Frage verneint wird, ob der Umſtand, ihren Häuſern einen Ausgang in dieſelbe zu eröffnen, um dieſe ihren 
daß die angeblich dienende Parcelle bis zum Jahre 1883 Straßengrund, Bedürfniſſen entſprechend zu benützen. Das Oberlandesgericht hat daher 
ſomit öffentliches Gut, geweſen iſt, der Servitutserwerbung hindernd im] mit Recht das klägeriſche Begehren auf Anerkennung eines durch dieſe 
Wege ſtehe. Der erſte Richter hat dieſe Frage verneint. Er nimmt zwar Art der Benützung begründeten Servitutsvechtes abgewieſen. In Städten 
als richtig an, daß an einem öffentlichen Gute von einem Privaten erſchöpft ſich jedoch der Gemeingebrauch von Straßen nicht blos in ihrer 
während der Zeit, als dieſer Grund öffentliches Gut iſt, kein ſeparates Benützung durch Gehen und Fahren, ſondern dienen dieſelben den Eigen⸗ 
Gebrauchsrecht erworben werden kann, vermeint dagegen, daß dann, thümern der darangebauten Häuſer auch zur Ableitung und Durchführung 
wenn der Grund aufhört, öffentliches Gut zu fein, das bisherige der Abfallwäſſer aus den letzteren mittelſt Rinnſalen und Canälen und 
Benützungsrecht ſeitens des neuen Eigenthümers reſpectirt werden müſſe. wird eine derartige Ableitung den Hauseigenthümern aus öffentlichen Rück⸗ 
Wenn es richtig wäre, daß an einem öffentlichen Gute eine Servitut ſichten häufig zur Pflicht gemacht. Wenn daher der heutige Kläger und 
nicht erworben werden kann, fo könnte auch von einer Erfigung keine deſſen Beſitzvorgänger das Abſallwaſſer aus ihrem Hauſe Nr. 31 zuerſt 
Rede fein, da der ganze Zeitraum, während deſſen der betreffende Grund mittelſt Rinnſaales und ſpäter mittelſt eines eigenen Canales durch den 
öffentliches Gut geweſen iſt, in die Erſitzungszeit nicht eingerechnet heute in Frage ſtehenden Straßengrund in den Bach abgeleitet haben, 
werden könnte, ſelbe vielmehr erſt von dem Momente zu lauſen beginnt, ſo kann darin, ebenſo wie in der Begehung der Straße, nur ein Ge⸗ 
von welchem an das öffentliche Gut in Privatbeſitz überging. Aber meingebrauch derſelben im Sinne des § 287 a. b. G. B. erblickt wer⸗ 
auch die Annahme, daß an einem öffentlichen Gute eine Servitut nicht den, und wird dieſe Anſchauung auch thatſächlich durch die Ausſage des 
erworben werden kann, iſt nicht begründet. Zu unterſcheiden iſt nur, Zeugen F. O. beſtätigt, derzufolge aus mehreren Häuſern hölzerne 
ob die Benützung des öffentlichen Gutes ſeitens des Privaten nur aus Schläuche zur Waſſerableitung in den Bach führten. Der Kläger kann 
dem Titel des öffentlichen Gebrauchsrechtes, welches jedem Gemeinde⸗ daher auch aus dieſer Art der Benützung des fraglichen Straßengrundes 
mitgliede zuſteht, oder aus dem Titel eines Privatgebrauchsrechtes erfolgte. keinen privatrechtlichen Anſpruch für ſich herleiten und iſt das Klage⸗ 
Im erſteren Falle kann von Erwerbung einer Servitut keine Rede ſein, begehren auch in dieſer Richtung unbegründet. Ger.⸗Ztg. 
indem die Benützung aus dem Titel des öffentlichen Gebrauchsrechtes nn — 

jedes privatrechtlichen Charakters entbehrt und die gegentheilige Anſicht 
zu Conſequenzen führen müßte, die mit dem öffentlichen Wohle und 
dem Geſammtintereſſe geradezu unvereinbar wären. Im letzteren Falle 
dagegen, wo das öffentliche Gut mit dem Bewußtſein, ein Privatrecht 
auszuüben, benützt wird und die Benützungsart es auch Jedermann ſofort 
erkennen läßt, daß der Beſitzer die von ihm geübte Benützungsart als 
ein ihm allein zuſtehendes Recht beanſprucht, kann auch an einem öffent⸗ 
lichen Gute eine Servitut erworben werden. Werden dieſe Grundſätze auf 
den vorliegenden Rechtsſtreit angewendet, ſo ergibt ſich ſofort, daß der 
erſte Theil des klägeriſchen Begehrens hinfällig iſt, weil die Begehung 
der Nachbarparcelle Nr. 460, ſowie das Hinaustreten auf dieſelbe aus 
der klägeriſchen Realität nur aus dem Titel des öffentlichen Gebrauchs⸗ 
rechtes, wie ſolches jedem Gemeindeinſaſſen zuſteht, geſchah. Einer der⸗ 
artigen Benützungsart fehlt jeder privatrechtliche Charakter, demnach von 
einer Erſitzung der Servitut des Ausganges aus dem klägeriſchen Hauſe 
auf die Straßenparcelle Nr. 460 und der Begehung derſelben keine Rede 
ſein kann. Ganz anders aber liegt die Sache bezüglich des zweiten Theiles 
des Begehrens, welcher die Servitut der Ableitung des Brunnen⸗, Dach⸗ 
und Hofabfallwaſſers beanſprucht. Eine derartige Benützung eines Grund⸗ 
theiles läßt den beſtimmten Willen erkennen, den Grund nicht aus dem 
Titel des öffentlichen Gebrauchsrechtes, ſondern vielmehr aus dem Titel 
des Beſitzes jener Realität, welcher der benützte Grundfleck als dienendes 
Gut dienſtbar gemacht werden ſoll, ſomit aus einem privatrechtlichen 
Titel zu benützen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof wies mit Eutſcheidung vom 13. October 
1885, 3. 9503, das Klagebegehren gänzlich ab aus nachſtehenden 
Gründen: Der Kläger behauptet, dadurch, daß jener Theil des Straßen⸗ 
grundes, welchen der Beklagte mittelſt des Kaufvertrages vom 9. Juni 
1883 von der Stadtgemeinde an ſich gebracht hat, zum Ausgange aus 
feinem Haufe Nr. 31 der J.gaſſe in die G.gaſſe und zur Ableitung 
des Abfallwaſſers in den Bach durch mehr als 40 Jahre von ſeinen 
Beſitzvorgängern im gedachten Hauſe und ihm ſelbſt benützt wurde, ein 
Servitutsrecht in Anſehung dieſes Grundtheiles mittelſt Erſitzung erworben 
zu haben, welches er nunmehr gegenüber dem Beklagten als gegen⸗ 
wärtigen Eigenthümer desſelben geltend machen zu können glaubt. Da 
jedoch öffentliche Straßen eben die Beſtimmung haben, den Verkehr der 
Bevölkerung zu vermitteln, demnach der Jedermann zuſtehende Gebrauch 
derſelben darin beſteht, daß dieſe begangen und befahren werden, hat 
das Oberlandesgericht in der Thatſache, daß der fragliche Straßengrund 


Der proceſſuelle Anſpruch auf Erſatz des von einer Partei in 

einem adminiſtrativen Verfahren zur Wahrnehmung ihrer Nechte 

gemachten Aufwandes kaun auf dem ordentlichen RNechtswege 
nicht geltend gemacht werden. 

Mit Urkunde vom 31. Juli 1884, Z. 16.838, wurde von dem 
Handelsminiſterium der Firma A., Druckereibeſttzerin in Wien, ein 
Patent auf ein „Lithographie⸗Brennätzverfahren“ ertheilt. Die Giltigkeit 
dieſes Privilegiums iſt von der Firma B. aus Anlaß einer gegen 
dieſelbe wegen Eingriffs in dieſes Privilegium erſtatteten Anzeige ange⸗ 
fochten worden. Das Handelsminiſterium hat nach durchgeführtem Ver⸗ 
fahren die Anfechtung zurückgewieſen und zugleich ausgeſprochen, daß 
in Folge der Sachfälligkeit der Klägerin die Verweiſung des von ihr 
erhobenen Koſtenerſatzanſpruches auf den Civilrechtsweg entfalle. Von 
Seite der Firma A., der Inhaberin des Privilegiums, iſt in dieſem 
Verfahren ein Anſpruch auf Erſatz des zur Wahrnehmung ihrer Rechte 
gemachten proceſſuellen Aufwandes nicht geſtellt worden. 

Die Firma A. überreichte nun bei dem Handelsgerichte eine Klage, 
in welcher ſie von der Firma B. die Zahlung von 715 fl. 74 kr. 
als Erſatz der Vertretungskoſten begehrt, welche für die klagende Firma 
in dem bei dem Handelsminiſterium durchgeführten Anfechtungsverfahren 
entſtanden ſind. Dieſer proceſſuelle Aufwand wird hiebei als ein durch 
die unbegründete Anfechtung der geklagten Firma verurſachter Schade 
gekennzeichnet. 

Das Handelsgericht hat über dieſe Klage das ſchriftliche Verfahren 
eingeleitet. 

Die geklagte Firma B. hat die Einwendung der Incompetenz 
erhoben und außerdem die Einleitung des gerichtlichen Verfahrens im 
Recurswege angefochten. x 

In dem Recurſe wurde ausgeführt, daß es ſich um einen in 
einem adminiſtrativen Verfahren gemachten proceſſuellen Aufwand handle, 
über deſſen Erſatz als über eine Nebenfrage nur die Behörde, bei welcher 
die Hauptſache anhängig war, keineswegs aber ein Gericht entſcheiden 
könne, und daß daher die Klage, aus welcher die Sachlage klar erhelle, 
ſofort von Amtswegen abzuweiſen geweſen wäre. 

Das Oberlandesgericht gab dem Recurſe ſtatt und wies die Klage 
wegen Incompetenz des Gerichtes zurück, weil in der Klage der Erſatz 
eines Aufwandes angeſtrebt wird, welchen die Klägerin zur Wahrung 
ihrer Rechte in einem adminiſtrativen Verfahren gemacht hat, weil ein 
derartiger Anſpruch nicht nach privatrechtlichen, ſondern nach proceſſuellen. 
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Normen zu beurtheilen ift, und die Entſcheidung über die Berechtigung, 
ſowie Höhe eines ſolchen Anſpruches derjenigen Behörde zuſteht, bei 
welcher das Verfahren ſtattfand. 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die Klägerin den Revifionsrecurs, 
in welchem ſie geltend machte: Die adminiſtrative Behörde iſt nicht 
befugt, über Koſtenanſprüche zu entſcheiden, und muß vielmehr Erſatz⸗ 
auſprüche auf den Civilrechtsweg verweiſen; im adminiſtrativen Ver⸗ 
fahren wird überhaupt nicht über einen Koſtenanſpruch entſchieden, außer 
ſoweit das Wafſergeſetz zur Grundlage dient; es iſt daher nach Analogie 
der Proceßnovelle vorzugehen; das Handelsminiſterium hat ſich im vor— 
liegenden Falle für incompetent erklärt; eine Entſcheidung der admini⸗ 
ſtrativen Behörde über die Koſten wäre nicht executionsfähig. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof wies jedoch mittelſt Entſcheidung 
vom 15. Februar 1887, Z. 1594, den Reviſionsrecurs in der Erwä⸗ 
gung ab, daß der erhobene Anſpruch auf Erſatz des mit der Vertretung 
in einem adminiſtrativen Verfahren verbundenen Aufwandes ſich aus⸗ 
ſchließlich auf den in dieſem Verfahren erzielten Erfolg ſtützt, daß zur 
Entſcheidung über einen derartigen proceſſuellen Anſpruch nur die mit 
der Hauptſache befaßte Behörde beruſen erſcheint, und daß daher dieſer 
einer privatrechtlichen Grundlage entbehrende Anſpruch nicht im ordent⸗ 
lichen Rechtswege geltend gemacht werden kann. 

Zugleich wurde die Eintragung des obenſtehenden Rechtsſatzes in 
das Spruchrepertorium beſchloſſen. 


Titeratur. 


Das internationale Colon ialrecht im neunzehnten Fahr 
hundert, einſchließlich der Congo- und Carolinen-Acte, dargeſtellt 
von Dr. Ferdinand Lentner, k. k. Hofconcipiſt. Wien, Manz, 1886. 

Dieſes Werk, welches ſich die Behandlung der völkerrechtlichen Theorien 
auf dem Gebiete des Colonienerwerbes in ihrer neueren Geſtaltung zur Aufgabe 
geſtellt hat, zerfällt in zwei Abſchnitte, in deren erſtem den bisher geltenden und 
in deren zweitem den aus der Colonialpolitik der jüngſten Zeitperiode heraus⸗ 
gebildeten einſchlägigen Rechtsgrundſätzen eine eingehende Darſtellung gewid⸗ 
met wird. 

Der Verfaſſer unterſcheidet einen Colonialerwerb durch Occupation, welche 
ſich in die einfache Ocenpation durch bloße Beſitzergreifung des occupirten Landes, 
dann die ſogenannte oceupatio bellica nach den Grundſätzen der Kriegseroberung, 
und die occupatio colonica durch Gründung und Erhaltung von Colonien glie⸗ 
dert, — als deren letzterer hervorragendſte Schöpfung in neuerer Zeit der von 
der durch König Leopold II. von Belgien im Jahre 1876 gegründeten afrikani⸗ 
ſchen Geſellſchaft errichtete Congoſtaat erſcheint — ſodann einen Colonialerwerb 
durch Vertrag und durch Souveränitätsacte. 

Zu den neueſten Geſtaltungen übergehend, beſpricht der Verfaſſer die im 
Jahre 1885 abgeſchloſſenen Generalacte der Congoconferenz unter Wiedergabe 
des Wortlautes derſelben und unter beſonderer Beleuchtung der für dieſelben 
maßgebenden, im hohen Grade beachtenswerthen Grundſätze der Freiheit des 
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an die Errichtung ausländiſcher Ablagerungsplätze für Verbrecher, deren Anſamm⸗ 
lung im Inlande bei Ermanglung von ſolchen unvermeidlich iſt und unter Um⸗ 
ſtänden für die öffentliche Sicherheit höchſt bedenklich ſich geſtalten kann, durch die 
Acquiſition von Sträflingscolonien neben den Handelscolonien zu denken. P. 


Geſetze und Verordnungen. 


1886. II. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 1. Auguſt. — 70. Kundmachung des Landes. 
ausſchuſſes für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzog⸗ 
thume Krakau vom 15. Juni 1886, 3. 30.957, betreffend die Feſtſetzung der 
Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus in Stanislau. — 71. Kund⸗ 
machung des Landesausſchuſſes für das Königreich Galizien und Lodomerien 
ſammt dem Großherzogthume Krakau vom 15. Juni 1886, 8. 30.958, betreffend 
die Feſtſetzung der Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus in Zkoczow. — 
72. Kundmachung des Landesausſchuſſes für das Königreich Galizien und Lodo⸗ 
merien ſammt dem Großherzogthume Krakau vom 1. Juli 1886, 3. 33 231, 
betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus 
— 73. Kundmachung der 
k. k. Statthalterei, betreffend die den Waſſergenoſſenſchaften zur Entwäſſerung 
der Niskoer und Rudniker Sümpfe, ſowie zur Regulirung des Leg⸗Fluſſes, des 
Kiſielina⸗Baches, des Stary Bren⸗Baches ſammt Zuflüſſen, des Wisloka⸗Fluſſes 
und des Gnila Lipa⸗Fluſſes zukommende Stempel⸗ und Gebührenfreiheit. — 
74. Kundmachung des k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 31. Auguſt 1886, 
3. 3289 Pr., betreffend die Ausſcheidung der Gemeinde Bratkowce aus dem 
Sprengel der Bezirkshauptmannſchaft in Tlumacz und Zuweiſung zum Sprengel 
der k. k. Bezirlshauptmannſchaft in Stanislau. 75. Kundmachung des 
k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 31. Auguſt 1886, Z. 3289 Pr., womit die 
Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde 
Bratkowce zum Sprengel des ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerichtes in Stanislau, verlaut⸗ 
bart wird. — 76. Kundmachung des k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 31. Auguſt 
1886, Z. 4478 Pr., betreffend die Ausſcheidung der Gemeinde Stankowa aus 
dem Sprengel der Bezirkshauptmaunſchaft in Zydaczow und Zuweiſung zum 
Sprengel der Bezirkshauptmannſchaft in Kakusz. 77. Kundmachung des 
k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 31. Auguſt 1886, Z. 4478 Pr., womit die 
Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde 
Stankowa zum Sprengel des Bezirksgerichtes in Kakusz und des Kreisgerichtes 
Stanislau, verlautbart wird. — 78. Vollzugsvorſchrift vom 1. Juli 1886, erlaſſen 
im Einvernehmen mit dem galizischen Landesausſchuſſe, behufs Feſtſtellung der Rück⸗ 
zahlungsbedingungen des 4%, dem Ausſchuſſe der Waſſergenoſſenſchaft zur Regulirung 
der Waſſerläufe zwiſchen dem Wiskoka⸗Fluſſe und der Debica⸗Tarnobrzeger Landes⸗ 
ſtraße im Sinne des 8 3, lit. b des Landesgeſetzes vom 13. Mai 1885, L. G. Bl. 
Nr. 35, im Betrage von 6300 fl. bewilligten Darlehens aus dem Meliorations⸗ 
fonde, ſowie zum Zwecke der Sicherſtellung einer entſprechenden Einflußnahme 


in Sokal. 
XXII. Stück. Ausgeg. am 30. September. 


Handels und der Schifffahrt, der Freiheit der Niederlaſſung, des Schutzes der | ſowohl für die Regierung, als auch für den Landesausſchuß auf den Gang der 
Eingebornen und der Abſchaffung des Sclavenhandels nebſt der Verpflichtung techniſchen und ökonomiſchen Angelegenheiten dieſes Unternehmens. — 79. Kund⸗ 
zur gegenſeitigen Notification von Beſitzergreifungen ſeitens der Conferenzmächte, machung der k. k. Statthalterei vom 31. Auguſt 1886, Z. 39.146, betreffend 
und beſchließt feine intereſſanten Darlegungen mit einer eingehenden Beſprechung eine Aenderung der Vieh⸗Reviſionsbezirke in den Grenzbezirken Brzesko, Tarnöw 


des zwiſchen dem deutſchen Reiche und dem Königreiche Spanien in neueſter Zeit 
anhängig gewordenen und durch den Schiedsſpruch des Papſtes Leo XIII. zur 
Löſung gelangten Streitfalles über die Carolineninſeln. 

Aus der ganzen Darſtellung erſieht man, daß der Colonialpolitik der 
neueren Zeit das Beſtreben innewohnt, weniger durch die Gewalt der Waffen 
und durch ähnliche willkürliche Beſitzergreifungen, als vielmehr durch die Ver⸗ 
breitung der Errungenſchaften des culturellen Fortſchrittes in fremden Ländern 
auf Colonialerwerb bedacht zu ſein. 

In dieſer Beziehung hatte früher neben den Bahnbrechern auf dem Ge⸗ 
biete des Colonialweſens auch Oeſterreich, insbeſondere im vorigen Jahr⸗ 
hunderte (1719 durch die Gründung der kaiſ. priv. orientaliſchen Compagnie 
unter Kaiſer Karl VI. und die ſorgfältige Weiterbildung der hiedurch wach⸗ 
gerufenen Colonialbeſtrebungen unter der Kaiſerin Maria Thereſia, Erfolge auf⸗ 
zuweiſen, und es wäre vom Standpunkte der hiemit in hervorragendem Zu⸗ 
ſammenhange befindlichen Handels⸗ und Culturintereſſen nur zu wünſchen, daß 
auch in neuerer Zeit mit anderen uns auf dieſem Gebiete bereits vorangeeilten 
Culturſtaaten ein gleicher Schritt ein ehalten würde. Weiters käme der nicht 
minder wichtige Umſtand in Erwägung zu ziehen, ob es angeſichts der ſich ſtets 
ſteigernden Ziffern der Verbrecherß atiſtik nicht angezeigt wäre, wie andere Staaten, 


und Dabrowa. 
| XXIII. Stück. Ausgeg. am 30. September. — 80. Verordnung des 
k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 24. September 1886, 3. 9798 Pr., betreffend 
die Erlaſſung eines Durchführungs⸗Straßenregulativs. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 16. October. 81. Cholerainſtruction, 
verfaßt über Veranlaſſung des k. k. Miniſteriums des Innern durch den oberſten 
Sanitätsrath, geuehmigt und zur Darnachachtung den politiſchen Landesbehörden 
bekanntgegeben mit dem Miniſterialerlaſſe vom 5. Auguſt 1886, Z. 14.067. 

XXV. Stück. Ausgeg. am 16. October. — 82. Kundmachung des 
k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 22. September 1886, 3. 8591 Pr., womit 
die Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 9. Juli 1886, Z. 12.272, 
betreffend die Errichtung des Kreisgerichtes in Sanok verlautbart wird. 

XXVI. Stück. Ausgeg. am 16. October. — 83. Kundmachung des 
k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 3. October 1886, Z. 9997 Pr. (Berichtigung 
des polniſchen Textes des Geſetzes vom 7. Juli 1885.) 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 16. October. — 84. Kundmachung der 
k. k. galiziſchen Poſt⸗ und Telegraphendirection vom 4. October 1886, Z. 26.845, 
wegen Feſtſetzung des Rittgeldes für die Zeit vom 1. October 1886 bis Ende 
März 1887. 
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Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. Nr. 29. Ausgeg. am 21. Juli. — Indirecte Abgaben und Staats. 
monopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 17. Juli 1886, 
womit für den Monat Auguſt 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei 
Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
8. 3223-F.M. 

Nr. 30. Ausgeg. am 29. Juli. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 118 
R. G. Bl. — Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. Abdruck von 
Nr. 116, 123 R. G. Bl. — Vormerkbehandlung der für die Ausſtellung von 
transportablen Waldbahnen in Lundenburg aus dem Auslande einlangenden 
Gegenſtände. Z. 24.164. 24. Juli. 

Nr. 31. Ausgeg. am 13. Auguſt. — Indirecete Abgaben und 
Staatsmonopole. Vormerkbehandlung der Gegenſtände für die Ausſtellung 
von Lehr⸗ und Lernmitteln in Wien im Jahre 1886. Z. 25.334. 5. Auguſt. — 
Caſſe⸗ und Verrechnungsweſen. Verbot der Annahme von Levantiner 
Thalern (Maria Thereſia⸗Thalern). Z. 3335-F. M. 1. Auguſt. 

Nr. 32. Ausgeg. am 17. Auguſt. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 131 
R. G. Bl. 

Nr. 33. Ausgeg. am 21. Auguſt. — Indirecte Abgaben und Staats- 
monopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 17. Auguſt 1886, 
womit für den Monat September 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, welches 
bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 


XVIII. Stück. Ausgeg. am 1. Juli. — 24. Kundmachung der Bukowinaer 
k. k. Landesregierung vom 22. Juni 1886, Z. 7256, womit im Grunde der 
mit Erlaß des hohen k. k. Ackerbauminiſteriums vom 16. Juni 1886, 3. 7179, 
im Einvernehmen mit dem hohen k. k. Miniſterium des Innern ertheilten Er⸗ 
mächtigung eine Durchführungsverordnung zum Landesgeſetze vom 5. März 
1886, L. G. Bl. Nr. 11, betreffend die Verwendung von Privathengſten zum 
Beſchälen, erlaffen wird. — 25. Geſetz vom 1. Juni 1886, wirkſam für das 
Herzogthum Bukowina, womit einige Beſtimmungen des Geſetzes vom 20. De⸗ 
cember 1874 über die Schonzeit des Wildes (L. G. und V. Bl. vom 10. Jänner 
1875, II. Stück, Nr. 4) abgeändert werden. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 26. Auguſt. — 26. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 6. Auguſt 1886, 8. 8932, betreffend die Zuweiſung der 
Attinenz Samſonöwka zum Sprengel des Bezirksgerichtes Staneſtie in der 
Bukowina, 

XX. Stück. Ausgeg. am 17. September. — 27. Kundmachung des 
Bukowinaer Landesausſchuſſes vom 15. September 1886, 3. 2206, womit der 
Zeitpunkt für die Eröffnung der öffentlichen allgemeinen Bukowinaer Landes⸗ 
Krankenanſtalt in Czernowitz und der Verpflegstarif für dieſe Krankenanſtalt 
verlautbart wird. 


XXI. Stück. Ausgeg. am 21. September. — 28. Kundmachung der 8. 3681-F.M 
Bukowinaer k. k. Landesregierung vom 4. September 1886, Z. 9823, womit N ur | Indi 
1 . . . 2 a — > 
eine Cholerainſtruction verlautbart wird. — 29. Verordnung der Bukowinaer ee ee ene 


Staatsmonopole. Vormerkbehandlung der Gegenſtände für die im Jahre 
1886 in Brünn ſtattfindende Ausſtellung von in Metall ausgeführten Zier⸗ und 
Gebrauchsgegenſtänden des Hausrathes. Z. 27.159. 25. Auguſt. 

Nr. 35. Ausgeg. am 1. September. — Indirecte Abgaben und 
Staatsmonopole. Theilweiſe Abänderung der Verordnung vom 13. Juli 
1877 (V. Bl. Nr. 15), betreffend die Sicherſtellung der Verzehrungsſteuer 

5 Fleiſch, Wein, Weinmoſt und Obſtmoſt, außer den geſchloſſenen Städten. 
| 


k. k. Landesregierung vom 10. September 1886, Z. 9572, womit die Einführung 
von Preisſatzungen für das Fiaker⸗ und Einſpännergewerbe in der Stadt Sereth 
und die bezügliche Fahrtaxordnung kundgemacht wird. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 5. October. — 30. Kundmachung des k. k. 
Landespräſidenten für die Bukowina vom 29. September 1886, 8. 11.155, 
betreffend die Stempelpflichtigkeit der Jagdkarten. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 7. October. — 31. Kundmachung der k. k. 
Poſt⸗ und Telegraphendirection in Czernowitz vom 3. October 1886, Z. 6989, 
betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für die Zeit vom 1. October 1886 
bis Ende März 1887. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 18. October. — 32. Geſetz vom 24. September 


18 i ; 8 kowi bet d eine Köhrordnung für 
a: eins betreffend eine Böhror ai Nr. 37. Ausgeg. am 22. September. — Indirecte Abgaben und 


8 Staatsmonopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. Sep⸗ 
XXV. Stück. Ausgeg. am 19. November. — 33. Verordnung des 0 5 f 
Buko winger k. k. Pe vom 5. November 1886, 3. 12.688, tember 1886, womit für den Monat October 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, 
betreffend den 1. Nachtrag zur Evidenzvorſchrift für die Gagiſten in der Reſerve. welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten 
— 34. Kundmachung des Bukowinaer Landesausſchuſſes vom 10. November iſt. 3. 4089 P. M. 


1886, Z. 2654, betreffend die Verlegung der Mauth auf der Sereth⸗Scherboutzer Nr. 38. Ausgeg am 25. September. — Indirecte Abgaben und 
Staatsmonopole. Abdruck von Nr. 141, 143 R. G. Bl. 


3. 20.396. 30. Auguſt. 

Nr. 36. Ausgeg. am 17. September. — Allgemeines. Vereinfachung 
des Vorganges bezüglich der den Gerichtsvorſtänden obliegenden periodiſchen 
Reviſton der bei den Steuerämtern verwahrten gerichtlichen Depoſiten. Z. 24.346. 
28. Auguſt. 


Bezirksſtraße. . 

XXVI. Stück. Ausgeg. am 26. November. — 35. Kundmachung des 955 = 39. Ausgeg. am 6. October. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 146 
k. k. Landespräſidenten vom 22. November 1886, 3 13.470, betreffend die ni 4K A 2 1 . 8 5 
Autoriſirung des Johann Hornung, techniſchen Inſpectors der Dampfkeſſel⸗ r. 4). Ausgeg. am 16. October. — Allgemeines. Errichtung eines 


Anſagepoſtens am Pruthfluſſe in Nowoſielitza für das k. k. Neben⸗Zollamt daſelbſt. 


Erprobung und Ueberwachung der Dampfkeſſel in der Bukowina. N 3. 30.979. 8. October. — Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 


Unterſuchungs⸗ und Verſicherungsgeſellſchaft a. G. in Wien, zur Vornahme der 


XVIII. Stück. Ausgeg. am 12. December. — 37. Kundmachung der | en der beſonderen Belohnungen bei entdeckten ſchweren Gefällsübertretungen 
Bukowinaer k. k. Landesregierung vom 3. December 1886, Z. 13.028, betreffend . 91 Erzeugung u |. w. von i 8. 15.031. 16. September. 
das Schema der gemäß Geſetzes vom 24. September 1886, L. G. und V. Bl. r. 41. Ausgeg. am 22. October. — In directe Abgaben und 


Nr. 32 (Köhrordnung für das Hornvieh), in ſämmtlichen Gerichtsbezirken des W Verordnung des k. k. Jinanzminiſteriums vom 19. October 
Landes einzusetzenden Thierzucht⸗Commiſſionen. 886, womit für den Monat November 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, welches 


XXIX. Stück. Ausgeg. am 15. December. — 38. Kundmachung der bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
Bukowinaer k. k. Landesregierung vom 7. December 1886, Z. 14.113, betreffend 8. e 5 
die Ertheilung des ausſchließenden Privilegiums auf Verbefferung an Sattel⸗ Nr. 42. Ausgeg am 10. November. Indirecte Abgaben und 


bahnen an Ludwig Theodor Wulfert, Holzinduſtriellen zu Pozoritta in der Staatsmonopole. Abdruck von Nr. 150, 149, 147 R. G. Bl. 
Bukowina. Nr. 43. Ausgeg. am 23. November. — Allgemeines. Abdruck von 


XXX. Stück. Ausgeg. am 24. December. — 39. Kundmachung der Nr. 158 R. G. Bl. — Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. No⸗ 
Bukowinaer k. k. Landesregierung vom 17. December, betreffend die Feſtſetzung bember 1888, womit für den Monat December 1886 das Aufgeld beſtimmt 
der Vergütung der Militärdurchzugstoſt für das Jahr 1887. wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu 

XXI. Stüd. Yusgeg, am 29. December. — 40. Kundmachung des entrichten ft. 3 5029-P.M. — Abdrud von Nr. 157, 158, 152, 153, 156 
8. k. Landespräſidenten für die Bukowina vom 23. December 1886, Z. 14.807, N. C. Bl. — Bollbehandhung der in den Zollausſchlüſſen von Trieſt und Fiume 


betreffend die Landwehr⸗Waffenübung im Jahre 1887. erzeugten Delfeife. Z. 33.742. 31. October. 
f 5 f 2 Jah Nr. 44. Ausgeg. am 11. December. — Allgemeines. Erlaß des 


k. k. Finanzminiſteriums, womit die Beſtimmungen über die Umwechslung und 
Einlöſung der Staatsnoten à 1 fl. öſterr. Währ. mit dem Datum „7. Jun 1866“ 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 


in Erinnerung gebracht werden. Z. 5304. F. M. 7. December. — Abdruck von 

Nr. 27. Ausgeg. am 11. Juli. — Indirecte Abgaben und Staats- Nr. 165 R. G. Bl. — Indirecte Abgaben nnd Staats monopole. 
monopole. Abdruck von Nr. 105, 106 R. G. Bl. Abdruck von Nr. 169 R. G. Bl. 

Nr. 28. Ausgeg. am 13. Juli. — Cafje- und Verrechnungsweſen Nr. 45. Ausgeg. am 18. December. — Indirecte Abgaben und 


Abdruck von Nr. 82 R. G. Bl. Staatsmonopole. Abdruck von Nr. 175 R. G. Bl. 


— 164 — 


Nr. 46. Ausgeg. am 22. December. — Indirecte Abgaben und 8 Seine Majeſtät haben dem Ingenieur der Poſt⸗ und Telegraphendireekion 
Staatsmonopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. December e Sauna Pokorny anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Cha⸗ 
1886, womit für den Monat Jänner 1887 das Aufgeld beſtimmt wird, welches | "ter eines Oberingenieurs verliehen. 


l 0 g 5 ’ Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Oberingenieur Wilhelm Grimus Ritter von Grimburg zun Butarhe, den 


Z. 5493-F. M. Ingenieur Karl Ritter von Mathes zum Oberingenieur und den Bauadjuncten 
Nr. 47. Ausgeg. am 27. December. — Indirecete Abgaben und Paul Kottlechner zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Oberöſterreich 
Staatsmonopole. Abdruck von Nr. 179, 178 R. G. Bl. RED. 


. Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Nr. 48. Ausgeg. am 31 December. — Indirecte Abgaben und Bauadjuncten Anton Rochi zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt 1 Dal⸗ 
Staatsmonopole. Abdruck von Nr. 180 R. G. Bl. matien ernannt. 
0 5 ” Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Theodor Eglauer zum 
Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für Sinanz⸗ Obers mmiſſär der Klagenfurter Finanzdirection ernannt. 
Cultus und Unterricht. Dr Finanzminiſter hat den Controlor des Landeszahlamtes in Laibach 
A | Auguſt Ultſcher zum Zahlmeiſter daſelbſt ernannt. 


XIII Stück. Ausgeg. am 1. Juli. — 35. Geſetz vom 1. Mai 1886, Erledi gungen —— 
wirkſam für das Herzogthum Ober⸗ und Nieder⸗Schlefien, betreffend die Functions⸗ eee e n ih : £ 
zulage der Leiter einelaſſiger Volksſchulen. — 36. Geſetz vom 2. Mai 1886, garzteäf ln gbizectton in Rkibram mit 900 fl. Ge⸗ 


halt, 200 fl. Activitätszulage und 1000 fl. Reiſepanſchale, bis Ende September. 
(Amtsbl. Nr. 209.) 


Oberingenieursſtelle in der achten Rangsclaſſe, eventuell Ingenieursſtelle 


in der neunten Rangsclaſſe beim Staatsbaudienſte in Kärnten, bis 20. October. 
Amtsbl. Nr. 209.) 

Landſchaftliche Thierarztesſtelle mit dem Amtsſitze in Hallein mit 500 fl. 
Jahresgehalt, bis 20. October. (Amtsbl. Nr. 210.) 

Thierarztesſtelle für die Viehbeſchau in der Eiſenbahuſtation Ried in 
Oberöſterreich mit 400 fl. jährlich, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 211.) 


P. T. 


Auf Verlangen der Herren Herausgeber und in Folge einer 
möglichsten Reduction der materiellen Herstellungskosten hat die 
unterfertigte Verlagsbuchhandlung den Preis der sämmtlichen bis 
jetzt erschienenen 22 Bände Glaser, Unger, Walther und Unger, 
Walther, Pfaff 


wirkſam für das Königreich Böhmen, womit der 8 75 des Geſetzes vom 
19. December 1875, L. G. Bl. Nr. 86, zur Regelung der Rechtsverhältniſſe 
des Lehrſtandes an den öffentlichen Volksſchulen des Königreiches Böhmen 
geändert wird. — 37. Geſetz vom 5. Mai 1886, wirkſam für das Königreich 
Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, betreffend die 
Verpflichtung zur Verficherung der für Zwecke der öffentlichen Volksſchulen 
beſtimmten Gebäude gegen Braudſchäden. — 38. Verordnung des Miniſters jür 
Cultus und Unterricht vom 28. Mai 1886, 3 8659, betreffend die Auflöſung 
der in Zara beſtehenden theoretiſchen Staatsprüfungscommiſſion judicieller und 
ſtaatswiſſenſchaftlicher Abtheilung. — 39. Verordnung des Minifters für Cultus 
und Unterricht vom 12. Juni 1886, 8. 9681, betreffend das Schulgeld an den 
Staats⸗Mittelſchulen (Gymnaſien, Realſchulen). — 40. Verordnung des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 22. Juni 1886, 3. 12.192, betreffend die 
Beſtellung von Supplenten (Hilfslehrern) an den vom Staate erhaltenen Gymna⸗ 


fien, Realſchulen und Lehrer- (Lehrerinnen-) Bildungsanſtalten. — 41. Erlaß Sa mm! ung 

des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 17. Juni 1886, Z. 10.092, an ! on 

die Chefs ſämmtlicher Landesſtellen mit Ausnahme des Statthalters für Dal⸗ 4 1 Ii ar 

matien, betreffend proviſoriſche Beſtimmungen für die Einrichtung und Leitung Civilrechtlichen Entscheidungen 


evangeliſcher Leſe⸗Gottesdienſte. — 42. Erlaß des Miniſters für Cultus und 
Unterricht vom 20. Juni 1886, Z. 11.960, an ſämmtliche Landeschefs, betreffend 
die Einführung einheitlicher Abkürzungszeichen für das Myriameter und Quadrat⸗ 
myriameter an den gewerblichen und Fachlehranſtalten. 


K. k. obersten Gerichtshofes 


bedeutend ermässigt. 
Nachstehend die vom 1. October 1887 an giltigen Preise. 


— . ̃᷑ l ̃ ̃äꝗ————— — — — — — 


XIV. Stück Ausgeg. am 15. Juli. — 43. Verordnung des Minifters | — — I. Band. 2. Aufl. gr. 8. geh. früher fl. 6.—- jetzt fl. 4.20 
für Cultus und Unterricht vom 30. Juni 1886, 3. 12821, betreffend die) — — II. Band. 2. Aufl. gr. 8. geh. „ fl. 6.— „ fl. 4.20 
Ertheilung von Urlauben an Directoren, Leiter, Lehrperſonen und ſonſtige. — — III. Band. 2. Aufl. gr. 8. geh. „ fl. 6.— „ fl. 4.20 
Functionäre der gewerblichen Lehranſtalten 5 IV. Band. 2. Aufl gr. 8. geb. „ fl. 6.— „ fl. 4.20 
(Fortſetzung folgt.) — — V. Band. 2. Aufl. gr. 8. geh. „ fl. 6.— „ fl. 4.20 
— --— — — VI. Bas d. 2. Aufl gr. 8. geb. „ fl. 6.— „ fl. 4.20 
P erſon a lien. — — VII. Band. 2. Aufl. gr. 8. geh. „ fl. 450 „ fl. 3.— 
Seine Majeſtät haben dem Statthalter im Königreiche Dalmatien Feld- | — 7 VIII. Band. 2. Aufl. gr 8. geh. „ fl. 6.— „ fl. 4.20 
marſchall⸗Lieutenant Karl von Blazekovie das Commandeurkreuz des Leopold: — — IX Ba d. 2. Aufl. gr. 8. geh. „ fl. 5.— „ fl. 3.60 
S ee zee ua, e ea ee |— — X. Band, 2. Aufl. gr. 8. geh. „ fl. 5.— „ fl. 3.60 
eine Majeſtät haben dem Sectionschef im iniſterium de unernn FI. Bind. 2. Kuß gr. 8. geh 1 4.50 fl. 3.20 
Me . 3 5 £ t 7 . en. gr. 8. I N „ fle 3 
en Ritter von Erb den Freiherrnſtand mit dem Prädicate „Rudtorffer | XII. Band. 2. Aufl. gr. 8. geh. „ fl. 6.50 „ A. 4.60 
Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium für Cultus — — XIII. Band. en eh, „ fl. 6 — 
und Unterricht Dr. Karl Lind den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe][ — — XIV. Band. 2. Aufl. gr. 8. geh. „ fl. 4.50 „ fl. 3.— 
taxfrei verliehen. 5 . lz ? er. Seh mer 
Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretüär im Handelsminiſterium Er 805 = gr 5 5 n = a n 10 zu 
Franz Pohl anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines | — — I and. 2. Aufl. gr. 0. geh. „ * . 
Sectionsrathes verliehen. 5 — — XVII. Band. 2. Aufl. gr. 8. geh. „ fl. 6.— „ fl. 420 
Seine Majeſtät haben dem bein 112 Be ie) — XVIII. Band. gr. 8. geh. „ A — ee 
rechnungsrathe Johann Obert taxfrei den Titel un arakter eines Bergrathes > 8. * N 
und dem Wardein dieſes Amtes Franz Steuer den Titel und Charakter eines je a gr g = n 5 5 ” 4 1290 
Oberwardeins verliehen. n a Blut gr. 8. geh. „ — „ f. 4. 
— — — XXI. Band. gr. 8. geh. „ fl. 8.— „ fl. 6.— 
— — XXI. Band. gr. 8. geh., „ fl. 8.— „ fl. 6.— 


Anknüpfend an die Seitens der Verlagsfirma Carl Cerold's 
Sohn bekanntgegebene Ermässigung sämmtlicher Bände von Gluser- 
Unger-Walther und Unger-Walther-Pfaff theilen wir den P. T. J 
Verwaltungs- und Juristenkreisen mit, dass wir 15 


vom 1. October 1. J. ab 

gleichfalls alle Bände des Werkes zu den verzeichneten billigen 
kreisen liefern und uns gegebene Aufträge nach jenem Tage 
allsogleich zur Erledigung bringen werden. I 
NANZ’sche k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, li 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 15 


Preis der 22 bis Jetzt erschienenen Bände früher fl. 133.— jetzt fl. 95.— 
Jeder Band ist einzeln zu haben. 
Zu beziehen durch alle Buchhandlungen. Prospecte gratis. 
Gef. Bestellung wolle man derjenigen Buchhandlung übermitteln, 
von welcher in der Regel der Bücherbedarf gedeckt wird. 
Wien, Ende September 1887. Hochachtungsvoll 


1 Carl Gerold’s Sohn. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 20 und 21 der Erkeuntniſſe 1887. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


